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Die SPD-Landtagsfraktion macht beim 

Thema gebührenfreie Bildung weiter 

Druck. Unter der letzten SPD-

geführten Landesregierung hatten wir 

bereits das letzte Kindergartenjahr 

kostenlos gemacht und geplant diesen 

Kurs fortzusetzen. 

Mit einer Großen Anfrage habe wir 

die aktuelle Gebührensituation bei 

der Kinderbetreuung in Kindergärten 

abgefragt. Das Ergebnis: In NRW herr-

schen sehr große Unterschiede bei 

den Betreuungskosten, die die Eltern 

bezahlen müssen. Entscheidender Fak-

tor ist dabei der Wohnort und nicht das 

maßgebliche Einkommen. 

Bei uns im Rhein-Erft-Kreis sieht 

das zum Beispiel bei Ü3-Betreuung 

für 35 Stunden und einem Eltern-

einkommen von 49.500 Euro so 

aus, dass Eltern in Frechen 77 Euro 

monatliche bezahlen, Eltern in Pul-

heim aber 139 Euro. Diese Unter-

schiede ziehen sich durch alle Ein-

kommensbereiche und Altersstu-

fen. 

Konzepte nur von der SPD 

Nur die SPD-Fraktion setzt sich für 

vollständig gebührenfreie Bildung 

ein und fordert die vollständige 

Gebührenbefreiung in Kita und 

OGS. 

Nur wir haben ein durchdachtes Kon-

zept vorgestellt um gleichzeitig die Be-

treuungsqualität in Kitas weiter zu stei-

gern. 

Auf Bundesebene wurde gerade von 

der SPD durchgesetzt, dass es eine 5,5 

Milliarden Euro schweres  Unterstüt-

zungspaket für die Kindergärten in 

Deutschland gibt.  

Der tödliche Unfall im Hambacher Forst 

lässt uns alle inne halten. Mein Mitge-

fühl ist bei den Angehörigen des Verun-

glückten. Das tragische Unglück wird als 

Sondertagesordnungspunkt auch The-

ma im Innenausschuss des Landtags 

sein.  

Im Anschluss erwarte ich Antworten auf 

die Berichtsanfragen der SPD-Fraktion 

zu den Äußerungen des Innenministers 

über die Unterstützung gewaltsamer 

Waldbesetzer etwa durch den BUND, 

welcher daraufhin von Innenminister 

Reul eine Unterlassungserklärung ver-

langte. Hier muss der Minister unbe-

dingt Informationen nachlegen.  

Der SEK-Einsatz in Pulheim ist ebenfalls 

Gegenstand einer Berichtsanfrage der 

SPD. Ende Juli war in Pulheim eine (im 

Ergebnis nicht erfolgreiche)

Wohnungsdurchsuchung durchgeführt 

worden, bei der auch eine schwangere 

Frau und die bettlägerige Mutter des 

Wohnungsbesitzers von den Beamten 

auf dem Boden gefesselt worden wa-

ren.  

Ihr 


